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EU-Entwicklungskommissar Louis Mi-
chel die Industrieländer aufgerufen,
die Belange der ärmsten Staaten ange-
messen zu berücksichtigen.
„Andernfalls bezahlen wir alle dafür, et-
wa in Form von mehr Armutsmigrati-
on“, warnte Michel am Mittwoch. Mi-
chel forderte eine deutliche Erhöhung
der Entwicklungshilfe, bessere interna-

tionale Finanzierungsmechanismen
und mehr Effizienz in der Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Als Beispiele für neue Finanzierungs-
mechanismen nannte er Sonderabga-
ben auf Flugtickets, Steuern auf den
Kohlendioxid-Ausstoß und die Tobin-
steuer auf Devisengeschäfte.

Bundesentwicklungsministerin Heide-
marie Wieczorek-Zeul (SPD) forderte,
die Entwicklungsländer nicht aus dem
Blick zu verlieren. Sie „wurden von der
weltweiten Finanzkrise schwer getrof-
fen, obwohl sie keine Schuld an der Kri-
se haben“, sagte Wieczorek-Zeul am
Mittwoch in Berlin. Die Ministerin for-
derte die 20 wichtigsten Industrie-

und Schwellenländer auf, den
Vorschlag von Weltbank-Präsi-
dent Robert Zoellick aufzuneh-
men, wonach 0,7 bis ein Prozent
der Konjunkturprogramme der In-
dustrieländer in Entwicklungslän-
der investiert werden sollten.
Deutschland erfülle diese Forde-
rung bereits.

Papst Benedikt XVI. warnte die
Teilnehmer des Gipfels vor protek-
tionistischen Strategien. „Der
Weg aus der globalen Krise kann
nur gemeinsam gefunden wer-
den“, schreibt das katholische Kir-
chenoberhaupt in einem am Mitt-
woch veröffentlichten Brief an
Londons Premier Gordon Brown.

Die Mehrheit der Weltbevölke-
rung, beklagt das Oberhaupt der
Katholiken in dem Schreiben
auch, sei beim Gipfel nicht vertre-
ten. Die Entwicklungsländer lit-
ten am meisten unter den Folgen
der Rezession, für die sie nicht
verantwortlich sei. Die Staaten
verfügten über „das größte Poten-

zial für einen Beitrag zum Fort-
schritt aller“.

Der Einsatz für die UN-Millenni-
umsziele zur Halbierung der Ar-
mut bis zum Jahr 2015 sei ange-
sichts der Krise wichtiger denn je,
mahnte Benedikt die Gipfelteil-
nehmer. Als einen der Haupt-

gründe für die Krise nannte der
Papst ein „Ethik-Defizit in Wirt-
schaftsstrukturen“. Die Wirtschaft
müsse ethische Komponenten be-
inhalten.

US-Präsident Barack Obama
wird in der zweiten Jahreshälfte
China besuchen. Das erklärte das

Weiße Haus am Mittwoch nach ei-
nem Treffen Obamas mit dem chi-
nesischen Präsidenten Hu Jintao
in London. Obama und Hu seien
sich einig, den Welthandel und
den Investitionsfluss zu unterstüt-
zen und dem Protektionismus
trotz der weltweiten Wirtschafts-
krise eine Absage zu erteilen.
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6Damit in Zukunft nicht mehr eine große
Preisblase auf den Vermögensmärkten

entstehen kann, muss es möglich werden,
Kreditzuflüsse auf diese Märkte einzu-
schränken, ohne zugleich das realwirtschaft-
liche Wachstum „abzuwürgen“.
Der aktuelle Crash der Wertpapierkurse
und Immobilienpreise verdeutlicht das
Platzen einer großen Preisblase auf
den Vermögensmärkten, die in den ver-
gangenen dreißig Jahren vor allem kredit-
finanziert gewachsen ist. Diese Kredit-
ströme und die von ihnen getragenen
Preissteigerungen waren zugleich eine
wichtige Quelle für das Spitzenentgelt
und die hohen Gewinne, die im Invest-
mentbanking durch das ständige Neu-
arrangieren von Vermögenspositionen
(Portfoliooptimierung, Mergers & Acquisi-
tions etc.) erzielt werden konnten. Das
Wachstum einer solchen Preisblase, das
im Finanzbereich zum Teil hohe Einkom-
men ohne Wertschöpfung ermöglicht und
letztlich in die Krise führt, muss in Zu-
kunft verhindert werden. Für die Zeit
nach der Krise empfehlen deshalb viele
Experten den Zentralbanken eine kon-
sequente Hochzinspolitik. Damit freilich
zwängen die Währungshüter die beteilig-
ten Volkswirtschaften – bei hoher Staats-
verschuldung (!) – in eine lange Schwäche-
phase. Statt dessen sollten besser neue
Steuerungsinstrumente eingeführt wer-
den, mit denen bei Entstehen einer Preis-
blase selektiv nur diejenigen Kredite ver-
teuert werden können, die für den Kauf
von Finanztiteln oder Immobilien genutzt
werden. Zu diesem Zweck sollten die
Eigenkapitalnormen für Banken oder die
Vorschriften, wie viel Mindestreserve sie
halten müssen, weiterentwickelt werden.

8Mit Blick auf den Klimawandel müssen die
Konjunkturpakete ökologisch umgepackt

werden.
Eine zentrale politische Herausforderung
der nächsten Jahrzehnte liegt darin, die
Emission von Treibhausgasen so zu
senken, dass sich das Weltklima nicht mehr
als um zwei Grad Celsius erwärmt. Da
zugleich den wirtschaftlich weniger
entwickelten Ländern der Spielraum für
hohe Wachstumsraten bei steigenden
Emissionen zu sichern ist, müssen die
Industrieländer ihre Emissionen in den
nächsten 15 Jahren fast halbieren. Auch
die Schwellenländer stehen vor der Auf-
gabe, die Strukturen ihres Wirtschaftens
konsequent ökologisch zu modernisieren.
Die Regierungen vereinbaren daher, ihre
Konjunkturpakete unter dem Gesichts-
punkt Klimaschutz zu modernisieren: öko-
logisch unverträgliche Maßnahmen (wie
die Förderung der heimischen Autoindus-
trie) werden gestrichen und neue Maß-
nahmen, die zur Reduktion von Emissio-
nen führen (Gebäudesanierung, ÖPNV, re-
generierbare Energien etc.), hinzugefügt.

FEUILLETON ............................................... Seiten 41-49

MAGAZIN ................................................... Seiten 52-56

1Finanzinstitute, deren Schulden ohne
staatliche Unterstützung größer als die

Vermögenswerte sind, werden vorüber-
gehend verstaatlicht.
Der Bankensektor gleicht einer großen
Geldmaschine, die durch die Vergabe von
Krediten ständig neues Geld „produziert“.
Bei einem Zusammenbruch dieses Sektors
würden die Wirtschaftsakteure nicht
mehr mit Geld ausgestattet, die meisten
Zahlungsströme kämen zum Erliegen, die
Wirtschaft sänke beinahe auf das Niveau
einer agrarischen Selbstversorgung.
Aufgrund der wechselseitigen Abhängig-
keit der Finanzinstitute untereinander
können die Regierungen den Zusammen-
bruch keines größeren Instituts zulassen.
Hohe Summen an Steuergeldern sollten
aber nur dann für die Rettung von Finanz-
instituten ausgegeben werden, wenn die
Staatshaushalte im nächsten Aufschwung
durch den Verkauf der Institute
(beziehungsweise der Anteile daran)
wieder entlastet werden können.

3Für die Dauer der Krise wird der
Kleine-Jungen-Wettbewerb der Manager,

wer die höchsten Einkommen kassieren könne,
durch eine weltweit gültige absolute
Obergrenze (500000 Dollar pro Jahr) beendet.
In der gleichen Zeit werden die Gewinn-
ausschüttungen der Kapitalgesellschaften zu
100 Prozent besteuert.
Beide Maßnahmen zielen auf Substanz-
sicherung der Kapitalgesellschaften. Hinter-
grund sind die Schwierigkeiten der Unter-
nehmen, sich auf dem Kapitalmarkt oder
bei Banken Finanzmittel zu besorgen. Auch
die stark angeschlagene Eigenkapitalbasis
der Finanzinstitute soll gestärkt werden.
Setzen die Regierungen der wirtschaftlich
starken Länder bei allen Kapitalgesell-
schaften die Einkommensobergrenze für
Manager und leitende Angestellte durch,
dann entfällt das Risiko, dass Vorstände mit
hoher Reputation zu Konzernen wechseln,
die keinen derartigen Beschränkungen
unterliegen.

4Die strenge Regulierung der gesamten
Finanzbranche ist die notwendige

Kehrseite ihres Erpressungspotenzials.
Die Unverzichtbarkeit der Banken hat zur
Folge, dass sie Regierungen in der Krise da-
zu zwingen können, sie zu retten. Damit
die Institute im Aufschwung nicht zu ris-
kante Strategien wählen, die später extrem
teure Rettungsmaßnahmen erfordern, müs-
sen die Regierungen die Finanzbranche
sehr viel mehr als andere Branchen durch
Verbote einengen. Die Kapitaldeckungsvor-
schriften sind so weiter zu entwickeln, dass
sie in guten Zeiten die Risikoübernahme
der Banken bremsen. Transparenzvorschrif-
ten sind auf alle Institute, Produkte und
Märkte der Finanzwirtschaft anzuwenden.

Weltfinanzgipfel Wie man gut mit Geld umgeht, ist Glaubenssache - im Privaten wie auch ganz global. Die FR gibt den Lenkern der 20 wichtigsten Staaten Tipps für ihr Konklave in London.

DER REFORMATOR

Deckelung von Managergehältern, ein globaler Finanz-TÜV,
kurze Zügel für die internationale Finanzbranche – das sind
drei der acht Forderungen, die der Ökonom und Ethiker
Bernhard Emunds im Auftrag der Frankfurter Rundschau
für den Londoner Gipfel formuliert hat. Am Ende, so gibt
er den 20 Staats- und Regierungschefs mit auf den Weg,
müsse der Ausweg aus der Weltwirtschaftskrise in einem
sozialen und ökologischen Politikwechsel liegen.

2Für die Dauer der Krise werden die
Kapitaldeckungsvorschriften für Banken

außer Kraft gesetzt.
In den letzten zwanzig Jahren wurden die
Geschäftsbanken durch die international
harmonisierten Kapitaldeckungsvorschrif-
ten (letzte Reform: „Basel II“) kaum daran
gehindert, Risiken einzugehen. Jetzt, in
den schwierigen Zeiten, dagegen wirken
sie krisenverschärfend, weil sie die Banken
zur Zurückhaltung – insbesondere bei der
Kreditvergabe – zwingen. Ihre Anwendung
ist deshalb auszusetzen.

7Die Weltwirtschaftskrise kann nur
durch einen sozialen Politikwechsel

überwunden werden.
Wie die Große Depression in den USA, so
wird auch die aktuelle Weltwirtschafts-
krise nur zu überwinden sein, wenn die
Bürgerinnen und Bürger in den involvier-
ten Ländern sehen, dass sie es mit einem
halbwegs fairen Wirtschaftssystem und
mit einer für ihre vitalen Interessen
offenen Demokratie zu tun haben. Das
Pendel, das mit dem Sieg des Monetaris-
mus, dem Thatcherismus beziehungsweise
den Reagonomics und den jüngsten
„aktivierenden“ Sozialreformen in die eine
Richtung geschwungen ist, muss nun
wieder zurückschwingen! In den einzel-
nen Ländern kann ein solcher Politikwech-
sel unterschiedlich ausbuchstabiert
werden – in den USA vielleicht durch Ein-
führung universaler Sozialversicherungen,
in Deutschland zum Beispiel durch einen
flächendeckenden Mindestlohn, der durch
die zielgenaue Förderung von Familien
mit niedrigem Arbeitseinkommen zu
flankieren ist. In jedem Fall sollte bereits
ein erheblicher Teil der Mittel, die in der
nächsten Runde der Konjunkturpakete
vergeben werden, für einen solchen sozia-
len Politikwechsel genutzt werden.

5Ein globaler Finanz-TÜV stellt eine Liste der
erlaubten Finanzprodukte zusammen.

In den letzten drei Jahrzehnten haben
spezialisierte Investmentbanker mit einer
ungeheuren Dynamik immer komplexere
Finanztitel erfunden, deren Risiken schließ-
lich von niemandem mehr überschaut
wurden. Andere Produkte oder auch
Formen von Tochtergesellschaften wurden
kreiert, nur um bestehende staatliche
Regeln, die zur Risikobegrenzung zwingen
sollten, zu umgehen. Effektive Regulierung
ist daher nur möglich, wenn solche Finanz-
innovationen in Zukunft grundsätzlich
verboten sind. Eine neu zu schaffende
Behörde („Finanz-TÜV“) sollte alle
vorhandenen Finanzprodukte auf Vorteile
und Risiken hin prüfen und eine Positiv-
liste der wirklich sinnvollen erstellen. Alle
Finanztitel, die nicht auf dieser Liste
stehen, wären dann verboten.

* *
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EU-Entwicklungskommissar Louis Mi-
chel die Industrieländer aufgerufen,
die Belange der ärmsten Staaten ange-
messen zu berücksichtigen.
„Andernfalls bezahlen wir alle dafür, et-
wa in Form von mehr Armutsmigrati-
on“, warnte Michel am Mittwoch. Mi-
chel forderte eine deutliche Erhöhung
der Entwicklungshilfe, bessere interna-

tionale Finanzierungsmechanismen
und mehr Effizienz in der Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Als Beispiele für neue Finanzierungs-
mechanismen nannte er Sonderabga-
ben auf Flugtickets, Steuern auf den
Kohlendioxid-Ausstoß und die Tobin-
steuer auf Devisengeschäfte.

Bundesentwicklungsministerin Heide-
marie Wieczorek-Zeul (SPD) forderte,
die Entwicklungsländer nicht aus dem
Blick zu verlieren. Sie „wurden von der
weltweiten Finanzkrise schwer getrof-
fen, obwohl sie keine Schuld an der Kri-
se haben“, sagte Wieczorek-Zeul am
Mittwoch in Berlin. Die Ministerin for-
derte die 20 wichtigsten Industrie-

und Schwellenländer auf, den
Vorschlag von Weltbank-Präsi-
dent Robert Zoellick aufzuneh-
men, wonach 0,7 bis ein Prozent
der Konjunkturprogramme der In-
dustrieländer in Entwicklungslän-
der investiert werden sollten.
Deutschland erfülle diese Forde-
rung bereits.

Papst Benedikt XVI. warnte die
Teilnehmer des Gipfels vor protek-
tionistischen Strategien. „Der
Weg aus der globalen Krise kann
nur gemeinsam gefunden wer-
den“, schreibt das katholische Kir-
chenoberhaupt in einem am Mitt-
woch veröffentlichten Brief an
Londons Premier Gordon Brown.

Die Mehrheit der Weltbevölke-
rung, beklagt das Oberhaupt der
Katholiken in dem Schreiben
auch, sei beim Gipfel nicht vertre-
ten. Die Entwicklungsländer lit-
ten am meisten unter den Folgen
der Rezession, für die sie nicht
verantwortlich sei. Die Staaten
verfügten über „das größte Poten-

zial für einen Beitrag zum Fort-
schritt aller“.

Der Einsatz für die UN-Millenni-
umsziele zur Halbierung der Ar-
mut bis zum Jahr 2015 sei ange-
sichts der Krise wichtiger denn je,
mahnte Benedikt die Gipfelteil-
nehmer. Als einen der Haupt-

gründe für die Krise nannte der
Papst ein „Ethik-Defizit in Wirt-
schaftsstrukturen“. Die Wirtschaft
müsse ethische Komponenten be-
inhalten.

US-Präsident Barack Obama
wird in der zweiten Jahreshälfte
China besuchen. Das erklärte das

Weiße Haus am Mittwoch nach ei-
nem Treffen Obamas mit dem chi-
nesischen Präsidenten Hu Jintao
in London. Obama und Hu seien
sich einig, den Welthandel und
den Investitionsfluss zu unterstüt-
zen und dem Protektionismus
trotz der weltweiten Wirtschafts-
krise eine Absage zu erteilen.
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6Damit in Zukunft nicht mehr eine große
Preisblase auf den Vermögensmärkten

entstehen kann, muss es möglich werden,
Kreditzuflüsse auf diese Märkte einzu-
schränken, ohne zugleich das realwirtschaft-
liche Wachstum „abzuwürgen“.
Der aktuelle Crash der Wertpapierkurse
und Immobilienpreise verdeutlicht das
Platzen einer großen Preisblase auf
den Vermögensmärkten, die in den ver-
gangenen dreißig Jahren vor allem kredit-
finanziert gewachsen ist. Diese Kredit-
ströme und die von ihnen getragenen
Preissteigerungen waren zugleich eine
wichtige Quelle für das Spitzenentgelt
und die hohen Gewinne, die im Invest-
mentbanking durch das ständige Neu-
arrangieren von Vermögenspositionen
(Portfoliooptimierung, Mergers & Acquisi-
tions etc.) erzielt werden konnten. Das
Wachstum einer solchen Preisblase, das
im Finanzbereich zum Teil hohe Einkom-
men ohne Wertschöpfung ermöglicht und
letztlich in die Krise führt, muss in Zu-
kunft verhindert werden. Für die Zeit
nach der Krise empfehlen deshalb viele
Experten den Zentralbanken eine kon-
sequente Hochzinspolitik. Damit freilich
zwängen die Währungshüter die beteilig-
ten Volkswirtschaften – bei hoher Staats-
verschuldung (!) – in eine lange Schwäche-
phase. Statt dessen sollten besser neue
Steuerungsinstrumente eingeführt wer-
den, mit denen bei Entstehen einer Preis-
blase selektiv nur diejenigen Kredite ver-
teuert werden können, die für den Kauf
von Finanztiteln oder Immobilien genutzt
werden. Zu diesem Zweck sollten die
Eigenkapitalnormen für Banken oder die
Vorschriften, wie viel Mindestreserve sie
halten müssen, weiterentwickelt werden.

8Mit Blick auf den Klimawandel müssen die
Konjunkturpakete ökologisch umgepackt

werden.
Eine zentrale politische Herausforderung
der nächsten Jahrzehnte liegt darin, die
Emission von Treibhausgasen so zu
senken, dass sich das Weltklima nicht mehr
als um zwei Grad Celsius erwärmt. Da
zugleich den wirtschaftlich weniger
entwickelten Ländern der Spielraum für
hohe Wachstumsraten bei steigenden
Emissionen zu sichern ist, müssen die
Industrieländer ihre Emissionen in den
nächsten 15 Jahren fast halbieren. Auch
die Schwellenländer stehen vor der Auf-
gabe, die Strukturen ihres Wirtschaftens
konsequent ökologisch zu modernisieren.
Die Regierungen vereinbaren daher, ihre
Konjunkturpakete unter dem Gesichts-
punkt Klimaschutz zu modernisieren: öko-
logisch unverträgliche Maßnahmen (wie
die Förderung der heimischen Autoindus-
trie) werden gestrichen und neue Maß-
nahmen, die zur Reduktion von Emissio-
nen führen (Gebäudesanierung, ÖPNV, re-
generierbare Energien etc.), hinzugefügt.

FEUILLETON ............................................... Seiten 41-49

MAGAZIN ................................................... Seiten 52-56

1Finanzinstitute, deren Schulden ohne
staatliche Unterstützung größer als die

Vermögenswerte sind, werden vorüber-
gehend verstaatlicht.
Der Bankensektor gleicht einer großen
Geldmaschine, die durch die Vergabe von
Krediten ständig neues Geld „produziert“.
Bei einem Zusammenbruch dieses Sektors
würden die Wirtschaftsakteure nicht
mehr mit Geld ausgestattet, die meisten
Zahlungsströme kämen zum Erliegen, die
Wirtschaft sänke beinahe auf das Niveau
einer agrarischen Selbstversorgung.
Aufgrund der wechselseitigen Abhängig-
keit der Finanzinstitute untereinander
können die Regierungen den Zusammen-
bruch keines größeren Instituts zulassen.
Hohe Summen an Steuergeldern sollten
aber nur dann für die Rettung von Finanz-
instituten ausgegeben werden, wenn die
Staatshaushalte im nächsten Aufschwung
durch den Verkauf der Institute
(beziehungsweise der Anteile daran)
wieder entlastet werden können.

3Für die Dauer der Krise wird der
Kleine-Jungen-Wettbewerb der Manager,

wer die höchsten Einkommen kassieren könne,
durch eine weltweit gültige absolute
Obergrenze (500000 Dollar pro Jahr) beendet.
In der gleichen Zeit werden die Gewinn-
ausschüttungen der Kapitalgesellschaften zu
100 Prozent besteuert.
Beide Maßnahmen zielen auf Substanz-
sicherung der Kapitalgesellschaften. Hinter-
grund sind die Schwierigkeiten der Unter-
nehmen, sich auf dem Kapitalmarkt oder
bei Banken Finanzmittel zu besorgen. Auch
die stark angeschlagene Eigenkapitalbasis
der Finanzinstitute soll gestärkt werden.
Setzen die Regierungen der wirtschaftlich
starken Länder bei allen Kapitalgesell-
schaften die Einkommensobergrenze für
Manager und leitende Angestellte durch,
dann entfällt das Risiko, dass Vorstände mit
hoher Reputation zu Konzernen wechseln,
die keinen derartigen Beschränkungen
unterliegen.

4Die strenge Regulierung der gesamten
Finanzbranche ist die notwendige

Kehrseite ihres Erpressungspotenzials.
Die Unverzichtbarkeit der Banken hat zur
Folge, dass sie Regierungen in der Krise da-
zu zwingen können, sie zu retten. Damit
die Institute im Aufschwung nicht zu ris-
kante Strategien wählen, die später extrem
teure Rettungsmaßnahmen erfordern, müs-
sen die Regierungen die Finanzbranche
sehr viel mehr als andere Branchen durch
Verbote einengen. Die Kapitaldeckungsvor-
schriften sind so weiter zu entwickeln, dass
sie in guten Zeiten die Risikoübernahme
der Banken bremsen. Transparenzvorschrif-
ten sind auf alle Institute, Produkte und
Märkte der Finanzwirtschaft anzuwenden.

Weltfinanzgipfel Wie man gut mit Geld umgeht, ist Glaubenssache - im Privaten wie auch ganz global. Die FR gibt den Lenkern der 20 wichtigsten Staaten Tipps für ihr Konklave in London.

DER REFORMATOR

Deckelung von Managergehältern, ein globaler Finanz-TÜV,
kurze Zügel für die internationale Finanzbranche – das sind
drei der acht Forderungen, die der Ökonom und Ethiker
Bernhard Emunds im Auftrag der Frankfurter Rundschau
für den Londoner Gipfel formuliert hat. Am Ende, so gibt
er den 20 Staats- und Regierungschefs mit auf den Weg,
müsse der Ausweg aus der Weltwirtschaftskrise in einem
sozialen und ökologischen Politikwechsel liegen.

2Für die Dauer der Krise werden die
Kapitaldeckungsvorschriften für Banken

außer Kraft gesetzt.
In den letzten zwanzig Jahren wurden die
Geschäftsbanken durch die international
harmonisierten Kapitaldeckungsvorschrif-
ten (letzte Reform: „Basel II“) kaum daran
gehindert, Risiken einzugehen. Jetzt, in
den schwierigen Zeiten, dagegen wirken
sie krisenverschärfend, weil sie die Banken
zur Zurückhaltung – insbesondere bei der
Kreditvergabe – zwingen. Ihre Anwendung
ist deshalb auszusetzen.

7Die Weltwirtschaftskrise kann nur
durch einen sozialen Politikwechsel

überwunden werden.
Wie die Große Depression in den USA, so
wird auch die aktuelle Weltwirtschafts-
krise nur zu überwinden sein, wenn die
Bürgerinnen und Bürger in den involvier-
ten Ländern sehen, dass sie es mit einem
halbwegs fairen Wirtschaftssystem und
mit einer für ihre vitalen Interessen
offenen Demokratie zu tun haben. Das
Pendel, das mit dem Sieg des Monetaris-
mus, dem Thatcherismus beziehungsweise
den Reagonomics und den jüngsten
„aktivierenden“ Sozialreformen in die eine
Richtung geschwungen ist, muss nun
wieder zurückschwingen! In den einzel-
nen Ländern kann ein solcher Politikwech-
sel unterschiedlich ausbuchstabiert
werden – in den USA vielleicht durch Ein-
führung universaler Sozialversicherungen,
in Deutschland zum Beispiel durch einen
flächendeckenden Mindestlohn, der durch
die zielgenaue Förderung von Familien
mit niedrigem Arbeitseinkommen zu
flankieren ist. In jedem Fall sollte bereits
ein erheblicher Teil der Mittel, die in der
nächsten Runde der Konjunkturpakete
vergeben werden, für einen solchen sozia-
len Politikwechsel genutzt werden.

5Ein globaler Finanz-TÜV stellt eine Liste der
erlaubten Finanzprodukte zusammen.

In den letzten drei Jahrzehnten haben
spezialisierte Investmentbanker mit einer
ungeheuren Dynamik immer komplexere
Finanztitel erfunden, deren Risiken schließ-
lich von niemandem mehr überschaut
wurden. Andere Produkte oder auch
Formen von Tochtergesellschaften wurden
kreiert, nur um bestehende staatliche
Regeln, die zur Risikobegrenzung zwingen
sollten, zu umgehen. Effektive Regulierung
ist daher nur möglich, wenn solche Finanz-
innovationen in Zukunft grundsätzlich
verboten sind. Eine neu zu schaffende
Behörde („Finanz-TÜV“) sollte alle
vorhandenen Finanzprodukte auf Vorteile
und Risiken hin prüfen und eine Positiv-
liste der wirklich sinnvollen erstellen. Alle
Finanztitel, die nicht auf dieser Liste
stehen, wären dann verboten.
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